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Vorwort

Viele unterschiedliche Anlässe können dazu führen, dass ein Buch entsteht.

Hier war es eine erste Einladung zu einem kurzen Essay zur Corona-Pan-

demie im Frühjahr 2020. Sie hat mich dazu veranlasst, diesesThema in den

soziologischenBlick zu nehmen.Eineweitere Einladung zu einemEssay hat

mich imFrühjahr 2021 erneutmit demThemabeschäftigt.Nebender beson-

deren Situation der Pandemie war es das Regieren mittels Inzidenzen, was

sich dabei in den Vordergrund der Untersuchung gedrängt hat. Schonmeh-

rere Jahre hatte ich an demThemades evidenzbasierten bzw.datengetriebe-

nen Regierens im Zusammenhang mit der wachsenden Beeinflussung der

Bildungspolitik durch internationale Bildungsvergleichsstudien, allen vor-

an das Programme for International Student Assessment (PISA) der Orga-

nisation for Economic Development and Co-operation (OECD), gearbeitet.

So war jetzt die Gelegenheit gekommen, das Regieren durch Zahlen in ei-

nem Zusammenhang an den Beispielen der Gesundheitspolitik in der Pan-

demie-BewältigungundderBildungspolitik imPISA-Wettbewerb abzuhan-

deln.Das Ergebnis ist die hier vorgelegte Studie zurHerrschaft der Inziden-

zen und Evidenzen, die leicht dazu führen kann, dass das Regieren in die

Fallstricke des Szientismus gerät.

Die Arbeit an der evidenzbasierten Regierung der Bildung im PISA-

Wettbewerb wurde in der Vergangenheit und wird auch aktuell von der

Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert (DFG Projektnummern

195157054 und 429041218), wofür ich sehr dankbar bin.Werner Gephart und

Sebastian Büttner waren es, die mich veranlasst haben, mich dem Thema

der Corona-Pandemie zu widmen. Bei der Arbeit an dem Buch haben mich

Oliver Wieczorek und Frederick Busch unterstützt. Oliver Wieczorek war

wie stets ein anregender Diskussionspartner, und er hat die Grafiken zur

Assoziation zwischen PISA-Punktwerten und Wirtschaftswachstum sowie

Positionen im globalen Kreativitätsindex erstellt. Frederick Busch hat das

Word-Dokument in die Redaktionsvorlage des Verlags eingearbeitet. Ihnen

allen möchte ich herzlich für ihre Anstöße und ihre Unterstützung danken.





1. Einleitung: Evidenzbasiertes Regieren
durch Zahlen

Der politisch-administrative Umgang mit der Corona-Pandemie der Jahre

2020–2022 bringt eine Regierungsweise auf den Punkt, die sich schon län-

ger inEntwicklungbefindet.Es ist daswissenschaftlich fundierte, »evidenz-

basierte« Regieren durch Zahlen (vgl. Porter 1995; Desrosières 2008a, 2008b,

2014; Vormbusch 2012). Hier sind es die sogenannten Inzidenzwerte des In-

fektionsgeschehens.DiesesRegierensoll ermöglichen,Probleme»ideologie-

frei« und rein sachorientiert zu lösen. Die Protagonisten dieser Entwick-

lung sehen darin einen großen Fortschritt in der Bewältigung kleinerer und

größerer Probleme bis hin zuMenschheitsproblemenwie demKlimawandel

und eben der Bewältigung einer gefährlichen Pandemie. Von der Fundie-

rung politischer Entscheidungen in wissenschaftlich generierten und von

Experten interpretierten Daten verspricht man sich eine Steigerung ihrer

Rationalität, ihresReflexionsniveaus, ihrerEffizienzundEffektivität.Esgibt

aber auch entschiedene Gegner dieser Entwicklung, die in ihr eine gefähr-

liche Tendenz zur Einschränkung von Demokratie und Rechtsstaat erken-

nen, weil evidenzbasiertes Regieren kollektiv verbindliche Entscheidungen

als »alternativlos« der demokratischen Willensbildung entzieht und damit

das Grundrecht der politischen Partizipation empfindlich einschränkt und

darüber hinaus im Interesse des Gemeinwohls auch in weitere Grundrechte

eingreifen kann.

In der aktuellen Corona-Politik treffen die beiden, einander entgegen-

gesetzten Positionen des expertokratischen und demokratischen Regierens

in aller Härte und Unversöhnlichkeit aufeinander. Dazu kommt noch, dass

das »ideologiefreie« evidenzbasierte Regieren in seinem Steuerungswillen

auf eine mehrfach tief gespaltene Gesellschaft trifft, in der die intendier-

te Sachlichkeit der Politik, die von allen Bürgern als die bestmögliche aner-

kannt werden soll, Gräben aufreißt und vorhandene gesellschaftliche Pola-

risierungen noch weiter verschärft. So stößt auch die evidenzbasierte Coro-

na-Politikmit Inzidenzwerten des Infektionsgeschehens nicht auf ungeteil-

te Zustimmung,sondernwirkt sogar ganz anders als intendiert als Brandbe-



10 Einleitung

schleuniger der gesellschaftlichen Polarisierung. In der Notlage der Pande-

mie erkennenwirwieunter einemBrennglas,wiedasRegierendurchZahlen

demokratische Entscheidungsverfahren aushebelt und darunter die Legiti-

mität der politischen Entscheidungen im Sinne ihrer breiten Akzeptanz un-

abhängigvondenpolitischenPräferenzen leidet.DerLegitimitätsverlustdes

politischen Entscheidens ist das Ergebnis der zunehmenden Überlagerung

der Demokratie durch eine spezifische Art der Expertokratie. Die Durch-

leuchtung dieses Vorgangs ist die Aufgabe der hier vorgelegten soziologi-

schen Analyse der Corona-Pandemie.

Die Gesundheit der Bevölkerung ist nur ein Sektor der Gesellschaft,

in dem sich die Eigenart der Regierung der Bevölkerung mittels Zahlen

beobachten lässt. Ein zweiter Sektor, in dem sich diese Art des Regierens

weltweit ausgebereitet hat, ist die Bildung. Hier handelt es sich allerdings

nicht wie bei der Bewältigung der Pandemie um ein Regieren in einerNotla-

ge, in der unmittelbar der mit der Überlagerung der Demokratie durch eine

spezifische Art der Expertokratie einhergehende Legitimitätsverlust politi-

scher Entscheidungen sichtbar wird. Es geht hiermehr um eine langfristige

Transformation der Bildungswirklichkeit durch das Regieren der Bildung

mittels Zahlen, die sich schleichend und ohne große politische Auseinan-

dersetzungen vollzieht.Gleichwohl zeigt sich auch hier,wie demokratisches

Entscheiden zunehmend durch expertokratisches Regieren überlagert wird

und ein Legitimitätsverlust politischer Entscheidungen eintritt. Das genau

zu erfassen, ist die zweite Aufgabe, die es hier zu bewältigen gilt.

Die Förderung der Bildung ist im Zuge der neuen ökonomischenWachs-

tumstheorie zur zentralenRegierungsaufgabe geworden.Die Regierung soll

darauf zielen, das Humankapital in größtmöglicher Menge und bestmög-

licher Qualität zu generieren, das in der wissensbasierten Ökonomie bzw.

Wissensgesellschaft der Gegenwart benötigt wird, um Wettbewerbsfähig-

keit, ökonomisches Wachstum und Wohlstand nachhaltig zu garantieren

(vgl. Becker 1964/2009; OECD 1996, 1999; Rindermann 2018).Über diese öko-

nomische Seite hinaus, soll bestmögliche Bildung für alle auch die Teilhabe

aller amproduziertenWohlstand sicherstellen. Jemehr dieMenschen durch

die Entwicklung ihrer Kompetenzen befähigtwerden, sich ohneweitereHil-

fe auf demArbeitsmarkt zu behaupten, umsoweniger wohlfahrtsstaatlicher

Ausgleich ist erforderlich, um allen Menschen ein Leben im Wohlstand zu

ermöglichen. Im Rahmen dieser Programmatik wird der Wohlfahrtsstaat

durch den Wettbewerbsstaat abgelöst, der im internationalen Wettbewerb

darauf zielt, Humankapital durch Bildung zu generieren und durch se-
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lektive Zuwanderung zu gewinnen, um für die eigene Bevölkerung den

größtmöglichen Anteil am weltweiten Wohlstand zu erreichen (vgl. Cerny

1997; Hirsch 1995; Münch 2012). Das Ergebnis dieser Entwicklung ist nach

der von Adam Smith (1776/1952) begründeten Theorie des Wohlstands der

Nationen eine wachsende, allen einbezogenen Ländern Vorteile bietende

internationale Arbeitsteilung. Diese Entwicklung mündet aber auch in eine

globale Wettbewerbsgesellschaft, in der die individuelle Selbstbehauptung

Vorrang vor aller kollektiven, in der Regel eben auch partikularistischen

Solidarität hat. Das impliziert eine abnehmende Ungleichheit zwischen

den wettbewerbsfähigen Nationen und eine zunehmende Ungleichheit

innerhalb der Nationen (vgl. Münch 2016). Um die Wettbewerbsfähigkeit

der eigenen Bevölkerung einschätzen und verbessern zu können, benöti-

gen Regierungen Daten über die Effekte bildungspolitischer Maßnahmen

auf das Qualifikationsniveau der eigenen Bevölkerung im internationa-

len Vergleich. Diese Nachfrage nach Daten wird in zunehmendem Maße

durch ein immer umfassenderes nationales und internationales Bildungs-

Monitoring befriedigt. Auch in der Bildungspolitik setzt sich demnach

immermehr das Regierenmittels Zahlen bzw. Daten und Evidenzen durch.

Größte Bedeutung hat in diesem Zusammenhang die international ver-

gleichende Bildungsstatistik der Organisation for Economic Co-operation

and Development (OECD) mit Sitz in Paris erlangt. Mit dem Programme

for International Student Assessment (PISA) stellt die OECD seit 2000 alle

drei Jahre ein Zahlenwerk zu den Basis-Kompetenzen der fünfzehnjährigen

Schüler und Schülerinnen in der jeweiligen Landessprache, in Mathematik

und Naturwissenschaft bereit, anhand dessen die zuletzt 2018 insgesamt 79

teilnehmenden Länder bzw.Volkswirtschaften ermitteln können, inwelcher

Position sie sich im internationalenWettbewerb befinden.

Es sind diese beiden Sektoren der Gesundheit und der Bildung, anhand

derer hier die Eigenart des Regierens durch Zahlen durchleuchtet werden

soll. Dazu gehört auch, dass dieses Regieren in einem doppelten Sinn im

internationalen Wettbewerb stattfindet. Zum einen geschieht das im pri-

mären ökonomischenWettbewerb um die Entwicklung und den Absatz von

Gütern und Dienstleistungen zur Steigerung von wirtschaftlichem Wachs-

tum und Wohlstand durch eine gesunde und gebildete Bevölkerung. Zum

anderen erfolgt es im sekundären symbolischen Wettbewerb um die Erfül-

lung von Standards, die von globalen Instanzen als verbindlich definiert und

von Experten zur Beurteilung der Gesundheit und Bildung von Bevölkerun-

gen verwendet und in Rankings umgesetzt werden (vgl. Heintz & Werron
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2011; Mau 2017; Ringel & Werron 2019; Ringel, Brankovic & Werron 2020).

Rankings tragen maßgeblich dazu bei, dass die Zahlen eine Realität sui

generis bilden, wie die Mikroben von Louis Pasteur zu »Aktanten« in einem

Geschehen wurden, dem sich niemand entziehen kann (vgl. Latour 1988,

2005). Ähnlich wie beimWarenwert nachMarx’Theorie desWarenfetischis-

mus wird ihre immer auch anders mögliche gesellschaftliche Konstruktion

verkannt. Sie erscheinen als natürlich gegeben, sodass sie umso unein-

geschränkter ihre Herrschaft über die Menschen ausüben können (Marx

1867/1970, S. 85–98).

Die »gesellschaftliche Konstruktion« der Pandemie-Wirklichkeit impli-

ziert nicht, dass es keine realen Infektionen hinter den gemessenen Inzi-

denzen gibt (vgl. Berger & Luckmann 1969). Auch hinter der gesellschaftlich

konstruierten Bildungswirklichkeit stehen real mehr oder weniger wissen-

de und kompetenteMenschen. »Gesellschaftlich konstruiert« ist immer nur

die »gesellschaftliche Wirklichkeit«. Das sollte auch von dezidierten Prot-

agonisten des Sozialkonstruktivismus nicht vergessenwerden, die zumBei-

spiel in der Gender- und Identitätsdebatte dazu neigen, die soziale und bio-

logische Konstitution des Menschen in eins zu setzen (Butler 2004). Sozia-

les und biologisches Geschlecht analytisch zu trennen, schließt allerdings

nicht aus, dass es eine Interdependenz von sozialem und biologischem Ge-

schlecht gibt. In dieser Untersuchung soll es in erster Linie um die gesell-

schaftliche Konstruktion der gesellschaftlichen Wirklichkeit der Pandemie

und der Bildung gehen. Bei der Pandemie spielt daneben aber auch die In-

terdependenz von gesellschaftlicher und biologischerWirklichkeit eine Rol-

le, wenn in Augenschein genommen wird, welchen Beitrag die gesellschaft-

liche Konstruktion der Pandemie zur Beschleunigung oder Verlangsamung

des biologischen Infektionsgeschehens leistet. Gesellschaftlich konstruiert

sind die Begriffe und Zahlen, anhand derer in einer Gesellschaft oder einem

Teil der Gesellschaft mehr oder weniger übereinstimmend die Wirklichkeit

erfasst und begreifbar gemacht wird. Dazu gehört dann auch, welche Kon-

notationen es zu den Begriffen und Zahlen gibt und welche Reaktionen sie

auslösen. Das fängt zum Beispiel mit der Art von Test an, mit dem eine In-

fektion gemessen wird, etwa dem PCR-Test bei Covid 19, welche Stichprobe

der Bevölkerung genommen wird, um einen Inzidenzwert in Bezug auf die

Gesamtbevölkerung zu ermitteln, wie der Inzidenzwert eingeschätzt wird

und welche Schlussfolgerungen von einzelnen Personen für sich selbst und

andere gezogen werden. Dazu kommen die Urteile von Experten, Gesund-

heitsämtern oder Politikern in Bezug auf die als notwendig eingeschätzten
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Maßnahmen.An jeder einzelnendieser Stellen sindEntscheidungen zu tref-

fen, die so oder auch anders ausfallen können.Wie sich also ein Infektions-

geschehen für eine Gesellschaft oder Teile davon sozial darstellt, hängt von

den Entscheidungen ab, die an diesen verschiedenen Stellen getroffen wer-

den. Sie können sehr unterschiedlich ausfallen, sodass die gesellschaftliche

Wirklichkeit der Pandemie sehr unterschiedliche Erscheinungsformen an-

nehmen kann.Weltweit ist die Weltgesundheitsorganisation eine maßgeb-

liche InstanzdergesellschaftlichenPandemiekonstruktion.DieseKonstruk-

tionwird aber in verschiedenennationalenKontexten unterschiedlich inter-

pretiert, sodass die gesellschaftlicheWirklichkeit der Pandemie in Deutsch-

land, Großbritannien oder Schweden unterschiedlich auftritt. Das ist hier

mit der »gesellschaftlichen Konstruktion« der Pandemie gemeint. Genauso

stellt es sich mit der gesellschaftlichen Konstruktion der Bildungswirklich-

keit dar.Was wir unter Bildung verstehen, wie wir sie greifbar machen und

gegebenenfalls testen, wie wir darüber sprechen, wie wir ihre Entwicklung

inSchulenundHochschulenorganisierenundwelcherWandel inderDefini-

tion und Gestaltung von Bildung sich vollzieht, wird von den maßgeblichen

Akteuren und dem Wandel der Machtverhältnisse zwischen ihnen im Feld

der Bildung bestimmt.

Selbstverständlich erhöht die Berücksichtigung von wissenschaftlichem

Wissen die Rationalität politischer Entscheidungen. Das zu gewährleisten,

ist die Aufgabe derwissenschaftlichenBeratung vonPolitik durchExperten-

anhörungen in Parlamentsausschüssen und Sachverständigenkommissio-

nenderRegierung (vgl. Jasanoff 2009).Regieren ist immodernenStaat ohne

wissenschaftlicheBeratungnicht denkbar.Eswürde einwesentlicher Pfeiler

der Legitimation politischer Maßnahmen fehlen. Allerdings ist der Trans-

fer von wissenschaftlichem Wissen in politische Maßnahmen keine einfa-

cheAngelegenheit.DieSchwierigkeitenbeginnen schondamit,dassdiewis-

senschaftliche Evidenz zu den politisch zu lösenden Problemen in der Regel

nicht eindeutig ist.Es ist dieAufgabe vonExperten inderwissenschaftlichen

Beratung der Politik, den Stand der Forschung so zusammenzufassen, dass

in politischen Entscheidungen überhaupt von einer bestimmten Faktenlage

ausgegangen werden kann. Hier findet zwangsläufig schon eine Reduktion

derKomplexität desWissens auf das politischBearbeitbare statt.Damit die-

se Komplexitätsreduktion nicht zu einseitig regierungsamtlich wird, bedarf

es einer starken politischenOpposition, die Gegenexpertise ins Spiel bringt.

Man sieht daran, dass nur offene demokratische Verfahren die einseitige

Instrumentalisierung von Expertise im Interesse der Legitimation von Re-
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gierungspolitik verhindern können.Deshalb ist die Tatsache, dass Expertise

umstritten ist, kein Beinbruch, sondern eine Notwendigkeit, um politische

Entscheidungen vor dem Hintergrund eines möglichst breiten Spektrums

vonWissen treffen zu können (vgl. Büttner&Laux 2021).Dazu kommtnoch,

dass es aus Sachaussagen keinen logisch zwingenden Schluss auf das Sol-

len gibt (Weber 1922/1973a; 1922/1973b,1973c). Das Sollen verlangt immer ei-

neEntscheidung, zuder es Alternativen gibt.Das ohneDezisionismus zu er-

möglichen, ist die Aufgabe demokratischer Verfahren, deren Leistung umso

größer ist, je mehr es gelingt, einmöglichst großes Spektrum von Präferen-

zen einzubeziehen unddie Akzeptanz der getroffenenEntscheidungen auch

bei all denjenigen Akteuren zu erreichen, diemit ihren Interessen nicht zum

Zuge gekommen sind. Der Grund der Akzeptanz politischer Entscheidun-

gen durch die Unterlegenen impolitischenWettbewerbmag dabei allein der

begründeteGlaube daran sein,dass sie sich inZukunft auf demWegeder in-

stitutionalisierten Verfahren ändern lassen (vgl. Münch 1976).Wir erkennen

daran, dass diewissenschaftliche Beratung der Politik durchExperten in die

Sackgasse fehlender Legitimität politischer Entscheidungen gerät, wenn sie

nicht voll und ganz in offene demokratische Entscheidungsverfahren einge-

bettet ist.

Ein Legitimitätsverlust politischer Entscheidungen entsteht beimTrans-

fer von wissenschaftlichem Wissen in die Politik insbesondere dann, wenn

das Regieren in die Fallstricke des »Szientismus« gerät. Das geschieht ins-

besondere unter zwei Bedingungen, die allerdings immer gegeben sein

können: (1) Die Wissenschaft wird für politische Zwecke instrumentali-

siert, (2) die Wissenschaft schränkt politisches Entscheiden auf das ein,

was sich wissenschaftlich modellieren lässt. Im ersten Fall handelt es sich

um die Beanspruchung von »wissenschaftlicher Rationalität« für politische

Entscheidungen, in denen gar nicht in ausreichendem Maß Wissenschaft

steckt, im zweiten Fall um die Einschränkung demokratischer Entschei-

dungsverfahren durch die Vereinfachung von Problemstellungen auf das

wissenschaftlich bearbeitbare Maß. Während die erste Form des »szien-

tistischen« Wissenstransfers offensichtlich die Rationalität des politischen

Entscheidens nicht erhöht, ist das bei der zweiten Form nicht so leicht

erkennbar. Umso größere Aufmerksamkeit muss deshalb auch dieser Form

gelten. In beiden Fällen ist zu wenig Einbettung von »evidenzbasiertem«

Regieren in demokratische Verfahren die Ursache mangelnder Legitimi-

tät politischer Entscheidungen. Demokratie lässt sich grundsätzlich nicht

ohne Legitimitätsverlust durch Expertenherrschaft ersetzen. Ein solcher
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Legitimitätsverlust politischer Entscheidungen ist indessen die Folge ei-

ner Tendenz zur Herrschaft der Inzidenzen und Evidenzen in unserer

Gegenwart, zu einer Verdrängung von Demokratie durch Expertokratie.

Ad 1: DieWissenschaft wird einseitig für politische Legitimationszwecke

instrumentalisiert, wenn Maßnahmen auf »Evidenzen« gestützt werden,

die es gar nicht gibt, oder auf einseitig ausgewählte Evidenzen, wobei Ge-

genevidenzen ignoriert oder heruntergespielt werden. Das ist umso mehr

der Fall, je mehr die Wahrheitsproduktion im Überschneidungsbereich von

Wissenschaft und Politik stattfindet und dadurch Akteure daran beteiligt

sind, die keine rein wissenschaftliche Agenda der offenen Erkenntnisge-

winnung, sondern andere Interessen, speziell ökonomische und politische

Interessen, verfolgen. Sie sind nicht an Erkenntnis per se interessiert, son-

dern an Erkenntnis, die ihre Interessen unterstützt. Hier verbinden sich

ganz unterschiedliche Interessen in einem Netzwerk, das man als Wissen-

Macht-Komplex bezeichnen kann. Bei der Verwendung dieses von Foucault

(1977, 1979) geprägten Begriffs begeben wir uns allerdings anders als Fou-

cault von der Abstraktionshöhe jeder Art der Unterwerfung des Menschen

unter Kategorisierungen durch wissenschaftliche Begrifflichkeiten, aus der

es grundsätzlich kein Entkommen gibt, auf die profane Ebene konkreter

historischer Akteurskonstellationen, in denen Macht ausgeübt wird, ge-

gen die auch Gegenmacht mobilisiert werden kann. Und man muss nicht

aufgeben, dass es einen zumindest an der regulativen Idee der idealen

Sprechsituation orientierten wissenschaftlichen Diskurs außerhalb der

reinenMachtausübung geben kann (vgl. Habermas 1986).

Ad 2: Die Fundierung politischer Maßnahmen durch wissenschaftliche

Expertise kann auch bedeuten, dass das Spektrum an politischen Zielen,

Interessen und einsetzbaren Mitteln auf das wissenschaftlich bearbeitbare

Maß eingeengt wird, sodass die demokratische, dezidiert unterschiedli-

che Ziele einbeziehende Legitimation politischer Entscheidungen zu kurz

kommt.»Szientismus«bedeutethier auchdasSetzenaufNaturwissenschaft

und ihre Methodik auch dort, wo die Voraussetzungen dafür nicht gegeben

sind und wo dadurch andere, passendere und zielführendere Verfahren der

Entscheidungsbildung verdrängt werden (vgl. Adorno et al. 1969; Habermas

1968a, S. 88–115). Es werden naturwissenschaftliche oder quasi-naturwis-

senschaftliche Verfahren zur Lösung von Problemen verwendet, ohne dass

die dafür notwendige exakte Kontrollierbarkeit aller wirksamen Einfluss-

größen gegeben ist. Quasi-naturwissenschaftliche Verfahren sind solche

Verfahren, die zur Modellierung und Erklärung menschlichen Verhaltens
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dieMethoden derNaturwissenschaften anwenden.Dabei tritt zwangsläufig

eine Verengung des Blicks auf jene Aspekte des menschlichen Verhaltens

ein, die sich überhaupt mit naturwissenschaftlichen Methoden erfassen

lassen. Diese Methodik ist immermit einer mehr oder weniger großen Dis-

krepanz zwischen der sehr begrenzten Zahl kontrollierbarer Einflussgrößen

in naturwissenschaftlichen Modellierungen und der sehr großen Zahl von

nicht kontrollierbaren Einflussgrößen im realen Geschehen konfrontiert.

Dementsprechend ist es leicht möglich, dass das reale Geschehen nicht den

aus Modellierungen abgeleiteten Voraussagen entspricht.

Dazu kommt noch, dass bei der ungefilterten Übertragung dieser Me-

thodik inpolitischeEntscheidungenderEntscheidungsspielraumsoverengt

wird,dassdie besondereEigenart demokratischerVerfahrennur sehr einge-

schränkt zumZuge kommt.Das ist die Einbeziehung sehr unterschiedlicher

Ziele und Interessen und ebenso unterschiedlicher Mittel in den Entschei-

dungsprozess,die zurKompromissbildungzwingt,umüberhauptEntschei-

dungen treffen zu können.DemokratischeVerfahren beziehen bei genügen-

derOffenheit allemöglichen Stimmen ein, sodass sich nach getroffener Ent-

scheidung niemand darauf berufen kann, nicht ausreichend gehört worden

zu sein. Das erhöht die Legitimität der Entscheidung und delegitimiert ih-

re Nichtbefolgung. Offene demokratische Verfahren arbeiten Konflikte so

weit ab, dass sie Zweifel an der Legitimität von Entscheidungen nicht viru-

lent und zu keiner Gefahr für die politische Ordnung werden lassen. Das ist

Legitimation durch demokratische Verfahren (Luhmann 1983). Szientismus

lässtdagegenEntscheidungenalternativlos erscheinen,obwohl sie aufgrund

der Ausblendung real wirksamer Einflussgrößen zwecks exakter Modellie-

rung gar nicht alternativlos sind. Demokratische Entscheidungsverfahren

kommendabei nichtmehr ausreichendzumZuge, sodass es dengetroffenen

EntscheidungenandemokratischerLegitimität fehlt.DiesesDemokratiede-

fizit lässt sich auch durch noch so interdisziplinär zusammengesetzte Ex-

pertengremien nicht ersetzen. Hier kommen zwar unterschiedliche Sicht-

weisen auf die Wirklichkeit zusammen, aber die Bürger selbst bleiben ge-

nauso ausgeschlossen wie bei weniger interdisziplinär zusammengesetzten

Expertengremien.

Regieren indenFallstrickendesSzientismusbedeutet hier demnach eine

Vereinfachung der Problemdefinition durch die Exaktheitsanforderungen

an naturwissenschaftliches oder quasi-naturwissenschaftliches Modellie-

ren und eine Verdrängung demokratischer Entscheidungsverfahren mit

dem Ergebnis einer mangelnden Sensibilität für die Vielfalt unterschied-
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licher Ziele, Interessen und einsetzbarer Mittel. Die Folge ist abnehmende

demokratische Legitimität. Der Mangel an demokratischer Legitimation

der politischen Entscheidungen äußert sich in außerparlamentarischem

Protest und schwindendem Vertrauen in politische Entscheidungsinstan-

zen. Das geschieht oft deshalb, weil die technologische und die politische

Rationalität von Entscheidungen miteinander konfundiert werden. Eine

Entscheidung ist technologisch rational, wenn das effektivste und effizi-

enteste Mittel zur Erreichung eines spezifischen, genau definierten Zieles

eingesetzt wird. Das heißt aber mitnichten, dass sie dann auch politi-

sche Rationalität besitzt. Sie verfehlt diese Rationalität, wenn sie die real

immer gegebenen Konflikte zwischen unterschiedlichen Interessen und

Zielen nicht so zum Ausgleich bringt, dass auch unterlegene Akteure die

Entscheidung als legitim anerkennen, Widerstand innerhalb der als legi-

tim definierten Grenzen verbleibt und die Entscheidung so auch de facto

Geltung erlangt undbefolgtwird.Genaudas sollen demokratischeEntschei-

dungsverfahren im Gegensatz zu rein technokratischen Verfahren leisten,

und genau das ist die große Errungenschaft der Demokratie gegenüber

allen anderen Regierungsformen.

In diesem Buch soll an den Beispielen der Gesundheitspolitik und der

Bildungspolitik der Strukturwandel der Herrschaft sichtbar gemacht wer-

den, der sich in demMaße vollzieht, in dem die wissenschaftliche Beratung

der Politik in eineHerrschaft der Inzidenzen und Evidenzen umschlägt, das

Regieren in die Fallstricke des Szientismus gerät und dadurch die Politik

an demokratischer Legitimität verliert. Es geht dabei in erster Linie um die

Herausarbeitung von sozialen Dynamiken, ihrer Eigenart, ihrer treibenden

Kräfte und ihrer Folgen. Das geschieht in idealtypischer Zuspitzung, um

die sozialen Dynamiken klar sichtbar werden zu lassen. Es soll erkennbar

werden, welcher Strukturwandel der Herrschaft sich vollzieht, soweit sich

die sozialen Dynamiken entfalten. Damit wird nicht behauptet, dass die

herausgearbeiteten sozialen Dynamiken ungebremst und gegen alle Gegen-

kräftewirksamwerden.Diese rein empirische Frage kannniemals endgültig

beantwortet werden. Es soll deutlich werden, unter welchen Bedingungen

das Regieren durch Zahlen in die Fallstricke des Szientismus gerät, welche

Kräfte in diese Fallstricke hineinführen und welcher Strukturwandel der

Herrschaft mit welchen weiteren Folgen dadurch herbeigeführt wird. Es

ist immer möglich, dass dieser Wandel durch Gegenkräfte aufgehalten

wird, nicht zuletzt durch die Gegenkraft der Aufklärung über die sozialen

Dynamiken, die auf einen Strukturwandel der Herrschaft hinwirken. Diese
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Herangehensweise unterscheidet die idealtypische Methodik einer an so-

zialen Dynamiken interessierten Soziologie von der rein dokumentarischen

Geschichtsschreibung (vgl. Weber 1922/1973a, S. 190–212).

Die Untersuchung ist in drei Kapitel unterteilt. Kapitel 2 unterwirft die

Corona-Politikmit Schwerpunkt aufDeutschland einer soziologischen Ana-

lyse im Hinblick auf die Struktureigenschaften des Regierens mittels Zah-

len unter der besonderen Bedingung einer Pandemie. Dabei wird zunächst

die Selbstreferenz bzw. Eigenlogik von Wissenschaft, Recht, Medien, Wirt-

schaft, Politik und Zivilgesellschaft in der Bewältigung der Pandemie ana-

lysiert. Daran schließt sich die Bearbeitung der Frage an, wie weit das in

einer Notsituation natürliche Primat der Exekutive politisches Entscheiden

der demokratischen Willensbildung entzieht und zu einer politisch-admi-

nistrativen Überlagerung der Eigenlogiken von Wissenschaft, Recht, Medi-

en,Wirtschaft und Zivilgesellschaft führt. Daraus ergibt sich die Frage, wie

weit unter diesenBedingungendieWissenschaft anUnabhängigkeit verliert

und Gefahr läuft, für die Beschaffung von Legitimation für politische Ent-

scheidungen instrumentalisiert zu werden. Darüber hinaus gilt das Augen-

merk der Frage, wie weit die wissenschaftliche Fundierung der Corona-Po-

litik wegen der damit verbundenen Aushöhlung demokratischer Entschei-

dungsverfahren trotz aller Bemühung um Sachlichkeit in den Strudel ideo-

logischer Grabenkämpfe gerät und schon vorhandene Polarisierungen der

Gesellschaft noch weiter verschärft.

Kapitel 3 wendet sich dem Feld der Bildung zu, in dem sich ebenso die

besonderen Eigenarten des Regierens durch Zahlen zeigen. Das geschieht

allerdings nicht wie bei der politischen Bewältigung einer Pandemie in

einer außerordentlichen Notlage, in der die Unsicherheit des wissenschaft-

lichen Wissens und die Notwendigkeit rascher politischer Entscheidungen

zusammentreffen, sodass zwangsläufig Gegenexpertise und politische

Opposition zugunsten politischer Handlungsfähigkeit zu kurz kommen

und dementsprechend ein Legitimitätsdefizit politischer Entscheidungen

unvermeidlich ist. Das Fehlen einer Notlage im Feld der Bildung erlaubt es,

das Augenmerk mehr auf die langfristige und weitgehend unbemerkte, der

politischen Auseinandersetzung in demokratischen Verfahren entzogene

Transformation der Bildungswirklichkeit durch die zunehmende Stützung

der Bildungspolitik auf internationale Vergleichsdaten und darauf aufbau-

ende Rankings zu lenken. Dabei ergeben sich auch mehr Möglichkeiten der

Prüfung der verwendeten Evidenzen imHinblick auf ihre wissenschaftliche

Gültigkeit und ihre Effekte auf die Bildungswirklichkeit, zumal wir uns
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hier anders als bei Gesundheitsfragen direkt im Feld sozialwissenschaftli-

cher Kompetenz bewegen. Die zentrale Instanz der Regierung der Bildung

mittels Zahlen ist die OECD. Größte Bedeutung hat in diesem Zusammen-

hang das Programme for International Student Assessment (PISA) erlangt.

Wir untersuchen anhand dieses Programms die Funktionsweise des Re-

gierens durch Zahlen und den dadurch erfolgenden Wandel der sozialen

Konstruktion der Bildungswirklichkeit in ihren Effekten und Defekten.

Kapitel 4 arbeitet die Aporien des evidenzbasierten Regierens durch Zah-

len mit einem Schwerpunkt auf der Bildungspolitik heraus. Es geht dabei

um Regieren und Politikberatung in den Fallstricken des Szientismus. Die

Schlussbetrachtung diskutiert die Ergebnisse der Untersuchung unter dem

Gesichtspunkt des Regierens im Spannungsverhältnis zwischen transna-

tionalen Rationalitäten und nationalen Traditionen, Expertokratie und

Demokratie.





2. Die Regierung der Gesundheit:
Pandemie-Bewältigungmittels
Inzidenzwerten

2.1 Einleitung

Die Corona-Pandemie hat die Regierungen und Gesellschaften dieser Welt

in den Jahren 2020 bis 2022 vor gesundheitspolitische Herausforderungen

gestellt, für die es seit der Spanischen Grippe der Jahre 1918 bis 1920 nichts

Vergleichbares gegeben hat. Auch die Sozialwissenschaften sehen sich mit

besonderen Herausforderungen konfrontiert, wenn sie einen Beitrag zum

besseren Verstehen der Krise und der von ihr ausgelösten Veränderungen

von Politik und Gesellschaft leisten wollen. In dieser Untersuchung soll eru-

iert werden,was die Soziologie dazu beitragen kann.Vorab ist klarzustellen,

dasswir sozialwissenschaftlichnichts überdenWahrheitsgehalt natur- oder

lebenswissenschaftlicher Forschungsergebnisse sagen können. Auch medi-

zinsoziologische Fragen effektiver und effizienter Strategien der Pandemie-

Bewältigung bleiben hier außer Betracht. Aber selbstverständlich ist die so-

ziale Verfasstheit und Organisation der Wissenschaft sowie ihr Verhältnis

zu den anderen Sektoren der Gesellschaft Gegenstand soziologischer Ana-

lysen (vgl. Münch 2011). Hier soll es jedoch allein um die soziologische Fra-

ge gehen, wie weit in der politischen Bewältigung der Pandemie die Kontu-

ren eines Strukturwandels derHerrschaft sichtbarwerden (vgl. Münch 1996;

Münch & Lahusen 2000, S. 297–397).

Um uns einer soziologischen Analyse des Strukturwandels der Herr-

schaft im Kontext der Corona-Pandemie anzunähern, bietet Niklas Luh-

manns klassische systemtheoretische Studie zur ökologischen Kommu-

nikation einen höchst interessanten Ansatzpunkt, da wir es hier genau

wie in dieser Studie mit dem elementaren Verhältnis zwischen Natur und

Gesellschaft zu tun haben (Luhmann 1986). Die Theorie der funktionalen

Differenzierung der Gesellschaft, die hinter der Ökologischen Kommunikation

steht, eröffnet aufgrund ihres abstrakten, distanzierten und begrifflich

weit ausdifferenzierten analytischen Instrumentariums interessante Ein-

sichten in das politisch-administrative Pandemie-Management. Das gilt
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gerade auch für eine Problemlage, in der entgegen den Grundannahmen

derTheorie Erscheinungen der Entdifferenzierung zu beobachten sind. Um

fruchtbaren Gebrauch von dieser Theorie machen zu können, müssen wir

ihr gegenüber allerdings genügend Distanz wahren. Vor allem dürfen wir

sie nur als abstraktes theoretisches Analyseinstrumentarium verstehen und

nicht als einfache Beschreibung der empirischen Realität.

Im Folgenden wird zunächst gezeigt, wie in Anlehnung an Luhmanns

Ökologische Kommunikation in idealtypischer Zuspitzung eine theoretisch

möglichst stringente Analyse der Pandemie-Verarbeitung durch die ge-

sellschaftlichen Teilsysteme der Wissenschaft, des Rechts, der Medien, der

Wirtschaft und der Politik aussieht und welche Rolle in diesem Kontext der

Zivilgesellschaft zufällt, die nachdenKriterien der Systemtheorie nicht über

die Qualität eines Teilsystems verfügt. Im Anschluss daran wenden wir uns

dem Regieren unter der speziellen Bedingung einer äußeren Bedrohung

der Gesellschaft zu. Es geht dabei um die Frage, welche Form das Regieren

unter dieser speziellen Bedingung annimmt und wie weit darin ein Struk-

turwandel der Herrschaft erkennbar wird, der sich möglicherweise schon

länger angebahnt hat und auch über die Pandemie hinausweist.

2.2 Pandemie in der Selbstreferenz gesellschaftlicher Teilsysteme

DieEffekteder gesellschaftlichenBewältigungderPandemie sind inderPer-

spektive der Systemtheorie immer vermittelt durch die Selbstreferenz der

Gesellschaft und ihrer Teilsysteme. In dieser Perspektive stellt sich das Pro-

blem der Pandemie nach dem Code der einzelnen Teilsysteme der Gesell-

schaft ganz unterschiedlich dar.Wissenschaftlich, rechtlich, wirtschaftlich,

medial oder politisch kann das Problem immer nur in je spezifischer Wei-

se nach dem Code des jeweiligen Teilsystems wahrgenommen und verar-

beitet werden, und das auch immer nur gesellschaftlich, aber nicht biolo-

gisch.Biologisch imSinnemöglichstniedrigerTodesratenkanndasProblem

der Pandemie immer nur indirekt bewältigt werden, indem die ergriffenen

Maßnahmen Effekte auf die Infektions- und Todesraten ausüben.Natürlich

werden darüber wissenschaftlich, juristisch, ökonomisch, medial, politisch

oder zivilgesellschaftlich Vermutungen geäußert. Diese Vermutungen kön-

nen aber immer nur in der Perspektive eines jeweiligen gesellschaftlichen

Teilsystems aufgestellt werden.
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Wissenschaft

Von der Wissenschaft wird erwartet, dass sie gesichertes Wissen über die

Virusinfektion und das Infektionsgeschehen generieren kann. »Follow the

Science« ist zu einer Formel geworden,mit der man glaubt, die großen Pro-

bleme der Gegenwart lösen zu können. Wie der schweizerische Psychoana-

lytiker Peter Schneider (2020) jüngst in Erinnerung gerufen hat, liegt die-

ser Forderung allerdings ein fundamentaler Irrtum zugrunde. »DieWissen-

schaft« gibt esnicht.Sie existiert nur imPlural.Dashat erheblicheFolgen für

die wissenschaftliche Beratung der Politik. Mangelnde Sensibilität für die

Pluralität wissenschaftlicher Herangehensweisen unterstützt nach Schnei-

der insgeheimauchdie grundsätzlicheSkepsis gegenüberderWissenschaft,

die dann leicht als ein Terrain für die Verbreitung beliebiger Meinungen ab-

qualifiziertwerdenkann.DamitwirddasKindmit demBade ausgeschüttet,

sodass tatsächlich nicht der Nutzen aus dem Stand der wissenschaftlichen

Erkenntnis gezogen werden kann, der an sich möglich ist.

ImWissenschaftssystemgeht esumdieUnterscheidungvon»wahr/nicht

wahr«. Das ist dessen binärer Code. Wissenschaftlich kann alles immer in-

frage gestellt werden. Bei der Covid-19-Pandemie fängt das schon bei der

Frage nach dem Ursprung des Virus an (vgl. Knecht 2022). Die von offizi-

ellen Instanzen weithin vertretene These nennt einen Tiermarkt in Wuhan

in China als Ursprung. Sie stützt sich auf das Ergebnis einer von der World

Health Organization (WHO) und China gemeinsam beauftragten Unter-

suchungskommission, deren Vorsitzender sich allerdings später von der

Kommissionsarbeit distanziert hat, weil sie nicht unabhängig von demEin-

flussChinas stattgefundenhabe.Dagegen steht die vonoffiziellen Instanzen

weithin abgelehnte These eines Ursprungs in Laboren der Gain-of-Func-

tion-Forschung in Wuhan, in denen auch an Corona-Viren geforscht wird.

Diese u.a. von dem Hamburger Physiker Roland Wiesendanger vertretene

These wurde als »Verschwörungstheorie« abgetan. Der Grund dafür liegt in

Wiesendangers Vermutung, dass Interessenten an der Fortführung dieser

Art von Genforschung, die er für höchst gefährlich und eine potenzielle

Bedrohung der Menschheit hält, möglicherweise Informationen über den

Labor-Ursprung des Virus vor der Öffentlichkeit verborgen halten wollen,

weil sie befürchten, dass sie dann eingestellt werdenmuss.Wenn sich diese

These am Ende als richtig herausstellen sollte, befänden sich die Wissen-

schaftler, die diese Art der Genforschung betreiben oder unterstützen, in

höchster Erklärungsnot. Das Vertrauen in die wissenschaftliche Forschung
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würde einen empfindlichen Schaden erleiden. Man sieht hier ein Beispiel

für den inzwischen höchst leichtfertigen Umgang mit der Etikettierung

unliebsamer Botschaften als »Verschwörungstheorie«. Selbstverständlich

sindNetzwerke jeglicher Art undMachtkonzentrationen in diesenNetzwer-

ken entscheidende Faktoren, die es ermöglichen, Ideen, Wissen, Agenden

und Reformprogramme zu verbreiten und durchzusetzen und andere zu

unterdrücken, lokal, regional, national, europäisch oder global. Das zu

ignorieren, wäre schlicht naiv. Darüber nicht mehr forschen zu dürfen,

käme einem Verbot von Forschung gleich, die Machtverhältnisse jeglicher

Art zumGegenstand hat und diesen gefährlich werden kann.

Dass in der Wissenschaft keine Einigkeit über den Forschungsstand

besteht, gilt erst recht für Voraussagen über pandemisch bedingte Infekti-

ons- und Todesraten und ihre Beeinflussung durch politische Maßnahmen,

weil eine große Zahl von nicht kontrollierbaren Einflussfaktoren involviert

ist. Infolgedessen wird zum Beispiel gegen einen Lockdown vielfach einge-

wendet, dass er das Infektionsgeschehen in den privaten Haushalten sogar

verstärken würde, vor allem wenn sich entgegen der letztlich nicht umfas-

send durchsetzbaren Vorschriften doch eine größere Zahl von Menschen in

geschlossenen Räumen träfen, wo in der Regel weniger Abstand gewahrt

würde als in öffentlichen Räumen. So haben Aerosolforscher die Bun-

desregierung in einem Offenen Brief aufgefordert, Restriktionen für den

Aufenthalt im Freien zu lockern und stattdessen mehr auf Vorsichtsmaß-

nahmen in geschlossenen Räumen zu achten,wo das Ansteckungsrisiko um

ein Vielfaches höher sei als im Freien (Offener Brief 2021). Viele Kritiker der

Lockdown-Maßnahmen haben darauf verwiesen, dass der gezielte Schutz

der besonders vulnerablen alten Menschen effektiver sei und geringere

wirtschaftliche, soziale und gesundheitliche Kollateralschäden verursachen

würde.Die Fokussierung auf den generellen Lockdown habe sogar zur Folge

gehabt, dass man den Schutz der besonders gefährdeten hochbetagten

Menschen vernachlässigt hat. Für die Strategie des gezielten Schutzes der

Risikogruppen bei gleichzeitiger Bereitschaft außerhalb dieser Gruppen

auf natürliche Weise eine Herdenimmunität entstehen zu lassen, steht die

sogenannte Great Barrington Declaration. Sie wurde im Oktober 2020 von

drei namhaften Medizin- bzw. Epidemiologie-Professor:innen am Ameri-

can Institute for Economic Research in Great Barrington, Massachusetts,

veröffentlicht und bis 11. April 2021 von über 778.432 Personen, darunter

13.985Medizin- undGesundheitswissenschaftler und 42.520 praktizierende

Ärzte, unterschrieben (Great Barrington Declaration 2020). Gegen diesen
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Aufruf haben wiederum andere namhafte Mediziner bzw. Virologen und

Epidemiologen in The Lancet das bis zum 11. April 2021 von mehr als 6.900

Wissenschaftlern und Gesundheitsexperten unterzeichnete John Snow Me-

morandum gestellt, das umfassende Lockdowns für unverzichtbar im Kampf

gegen die Pandemie erklärt (John Snow Memorandum 2020). Auch die

WHO (World Health Organization) hält die Strategie des gezielten Schutzes

von Risikogruppen für nicht tragfähig.

Der Erfolg der Lockdown-Strategie ist wiederum von den konkreten

Umständen in einem Land abhängig. Von Spanien wird beispielsweise

berichtet, dass der strenge Lockdown im Frühjahr 2020 mit einer erheb-

lichen Unterversorgung der Menschen in den Alten- und Pflegeheimen

einhergegangen sei und zu einer auch daraus resultierenden eklatanten

Übersterblichkeit geführt habe (Costa-Font, Jimenez-Marin & Viola 2021).

Statistische Analysen zu den Sterbezahlen werden im Hinblick auf die Ver-

änderung der Altersgruppen im Zeitverlauf, so vor allem auf den Zuwachs

der über 90-jährigen Menschen im Verlauf der Jahre relativiert. Die Zahlen

variieren stark zwischen Ländern, nicht unbedingt aufgrund ihrer spezi-

ellen Covid-Politik, sondern abhängig von der Bevölkerungsstruktur, der

Altersstruktur, der sozialen Ungleichheit, der Gesundheitsversorgung und

der Lebensführungder Bevölkerung bzw. einzelner Teile davon (vgl. z.B. Lo-

pez et al. 2021). Auch die klinische Behandlung von Covid-19-Patienten hat

sich unterschiedlich auf die Mortalitätsraten ausgewirkt. So hat sichmögli-

cherweise künstliche Beatmung in besonders schweren Krankheitsfällen als

lebensverkürzend und nicht als lebensrettend erwiesen. Dementsprechend

kommen unterschiedliche Ergebnisse in Bezug auf die Übersterblichkeit im

Vergleich der Länder und im Verlauf der Jahre heraus. Die Daten werden im

Nachhinein regelmäßig korrigiert, sodass sie für das jeweilige Vorjahr nicht

endgültig feststehen. Die vorläufigen Zahlen zu verschiedenen europäi-

schen Ländern weisen darauf hin, dass bei den Altersgruppen ab 60 Jahren

teilweise eine leichte und bei den über 90-jährigenMenschen eine deutliche

Übersterblichkeit festzustellen ist, dies aber in der Rückschau zum Beispiel

auch 2012 der Fall war.

Im internationalen Vergleich ist es umstritten, ob auf der Basis der

vorläufig vorhandenen Daten ein wirklich signifikanter Zusammenhang

zwischen härteren oder schwächeren bzw. ausbleibenden Lockdown-Maß-

nahmen und der Sterblichkeit zu erkennen ist. So wird zum Beispiel auf

die beiden Extreme Spanien und Schweden verwiesen, Spanien mit sehr

harten Lockdown-Maßnahmen und Schweden mit den weltweit geringsten
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Einschränkungen des normalen Lebens. Beide Länder hatten anfänglich

vergleichsweise hohe Sterbezahlen in Verbindung mit Covid 19 zu ver-

zeichnen, Spanien allerdings noch weit höhere als Schweden. Im weiteren

Verlauf sind sie in beiden Ländern deutlich zurückgegangen, in Schweden

mehr als in Spanien. Für die im Frühjahr 2020 ermittelte hohe Übersterb-

lichkeit bei den hochbetagten Menschen sowohl in Spanien als auch in

Schweden wird der mangelnde Schutz der Menschen in den Alters- und

Pflegeheimen verantwortlich gemacht. Im Vergleich der skandinavischen

Länder hat die schwedische Strategie 2020 in Bezug auf die Todesraten

schlechter abgeschnitten, im Jahr 2021 jedoch etwas besser. Das schlech-

tere Abschneiden Schwedens im skandinavischen Vergleich im Jahr 2020

kann auch damit zusammenhängen, dass Schwedenweit mehr Zuwanderer

aufgenommen hat, die in höherem Maße von Covid-19 betroffen sind als

die einheimische Bevölkerung und sich von dieser durch ein niedrigeres

Einkommensniveau, beengtere Wohnverhältnisse und eine andere Lebens-

führung unterscheiden (Rostila et al. 2021). Schweden hat auf das Erreichen

einer Herdenimmunität gesetzt, über die man erst nach längerer Zeit Ge-

naueres sagen kann. Im Vergleich zwischen dem stärker regulierenden

Deutschland und dem schwächer regulierenden Schweden ist zu sehen,

dass Deutschland im Jahr 2020 eine niedrigere Sterberate hatte als Schwe-

den, im Jahr 2021 Schweden dagegen eine niedrigere als Deutschland. Eine

Studie zu Deutschland kommt für 2020 und 2021 auf eine durchschnittliche

Übersterblichkeit von 5,5 Prozent (Ragnitz 2022). Bendavid et al. (2021)

haben im Vergleich zwischen Schweden sowie Südkorea als Beispiele für

Länder ohne harte Lockdown-Maßnahmen mit acht Ländern mit harten

Lockdown-Maßnahmen keinen inzidenzverringernden Effekt von härte-

ren Maßnahmen festgestellt (vgl. Claeson & Hanson 2021; Drefahl et al.

2020; Elisabeth, Maneesh & Michael 2020; Habib 2020; Kavaliunas et al.

2020; Kowall et al. 2021; Lindström 2020; Richter 2021). Für 2021 wurde in

Schweden schließlich europaweit die niedrigste Übersterblichkeit berichtet

(Economist 2022; Giattino et al. 2022). Offensichtlich hat der schwedische

Sonderweg nicht in das weithin befürchtete Desaster geführt. Daran ist zu-

mindest zu erkennen, dass die verfügbaren Daten keine sichere Evidenz für

die überwiegend praktizierten Lockdowns bieten. Eine von der Regierung

beauftragte Expertenkommission hat schließlich Anfang 2022 bemängelt,

dass Schweden im Februar/März 2020 eine frühzeitige Kontrolle über das

Infektionsgeschehen und einen ausreichenden Schutz der Risikogruppen

versäumt habe, sodass anfangs eine höhere Sterblichkeit durch Corona als
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in vergleichbaren Ländern zu verzeichnen war. Die Kommission hat aber

auch festgestellt, dass sich imweiteren Verlauf eine Beruhigung des Infekti-

onsgeschehens und eine deutliche Senkung der Sterbefälle ergeben hätten,

was sie auf die weitgehende Befolgung der Empfehlungen der Regierung

zum vorsichtigen Verhalten im Alltag durch die Mehrheit der Bevölkerung

zurückführt (Coronakommissionen 2022;Thomson Reuters 2022).

John Ioannidis von der Stanford University ist zusammen mit weiteren

Forscher:innen auf Basis der ausgewerteten Forschungslage zu einer gegen-

über den Voraussagen deutlich niedrigeren durchschnittlichen Sterberate

von Covid-19-Infizierten gelangt (0,27 Prozent; korrigiert 0,23 Prozent).

Ioannidis (2021b) hat aber auch festgestellt, dass die Mortalitätsraten in

manchen Ländern unterschätzt und in anderen Ländern überschätzt wur-

den. Unterschätzt wurden sie in Ländern mit einem unterentwickelten

Gesundheitssystem – insbesondere in Afrika –, überschätzt in Ländern mit

einem hochentwickelten Gesundheitssystem– insbesondere inWesteuropa

und den USA. Teilweise kann die Sterberate nicht genau bestimmt werden,

weil nicht erkennbar ist, ob die Menschen »an« oder nur »mit« Covid 19 ver-

storben sind. In den deutschen Bundesländern erreichten die Mit-Covid-

Fälle bis zu 20 Prozent der Covid-Toten (Metzger 2022). Ioannidis und seine

Kolleg:innen meinen außerdem, dass im Vergleich nicht gesagt werden

könne, strenge Lockdown-Maßnahmen hätten einen besonderen Erfolg in

der Eindämmung der Pandemie gebracht. Zugleich müssten stets die be-

sonderenUmständewie dieAltersstruktur derBevölkerung,dieQualität des

Gesundheitssystems und die Angemessenheit der angewendetenTherapien

berücksichtigt werden, was zum Beispiel bei der Einschätzung der Infekti-

ons- und Todesraten in Italien besonders relevant sei (Boccia, Ricciardi &

Ioannidis 2020; Ioannidis 2020a, 2020b, 2021a, 2021c; Ioannidis, Axfors &

Contopoulos-Ioannidis 2020, 2021). Ioannidis und seine Kolleg:innen sind

wiederum von anderen Epidemiologen kritisiert worden, die Lockdown-

Maßnahmen für unumgänglich halten (Gabutti 2020; Melnick & Ioannidis

2020).

Ende Mai 2021 hat eine Forschergruppe von Statistikern der LMU

München einen Bericht vorgelegt, aus demhervorgeht, dass die in Deutsch-

land im November und Dezember 2020 und im April 2021 verordneten

Lockdowns keinen unmittelbaren Zusammenhang mit dem Infektionsge-

schehen aufweisen (Kauermann, Küchenhoff & Berger 2021). Ein Literatur-

Review und eine Metaanalyse zu den Effekten von Lockdowns, veröffent-

licht im Januar 2022, von Herby, Jonung und Hanke (2022) von der Johns
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Hopkins University, kommt zu demErgebnis, dass generelle Lockdowns die

Covid-19-Todesrate in Europa unddenUSA imVergleich zu bloßenEmpfeh-

lungen durchschnittlich nur um 0.2 Prozent gesenkt haben, Schließungen

von Betrieben und Schulen nur zu 2.9 Prozent. Eine Erklärung für dieses

Ergebnis verweist darauf, dass die Menschen einerseits in der Situation

einer Pandemie auch ohne verordneten Lockdown Kontakte reduzieren und

sich vorsichtig verhalten, andererseits sich nicht immer an Verordnungen

halten (S. 41). Die Metastudie beruht ausschließlich aus der Auswertung

empirischer Studien. Statistische Modellierungen wurden bewusst nicht

berücksichtigt, weil ihre Ergebnisse zu sehr von den eingegebenen Parame-

tern abhingen, über deren tatsächliche empirische Ausprägung man nichts

Genaues sagen kann. Die Studie ist prompt auf die Kritik insbesondere

von Statistikern gestoßen, die wiederum eher statistischenModellierungen

trauen. Außerdem wurde darauf verwiesen, dass die Studie keinem Peer

Review unterworfen wurde und die Autoren Anhänger eines libertären

Gesellschaftsmodells seien, was sie grundsätzlich gegenüber staatlichen

Eingriffen in die individuelle Lebensgestaltung voreingenommen mache

(Herden 2022). Eine Modellierung haben Yakusheva et al. (2022) zur Situa-

tion in den Vereinigten Staaten vorgelegt. Nach ihrer Berechnung wurden

durch den ersten Lockdown im Frühjahr 2020 vermutlich zwischen 866.350

und 1.711.150 Menschenleben gerettet, denen vermutlich nur 57.922 bis

245.055 durch den Lockdown verursachte Todesfälle gegenüberstünden. Sie

schließen jedoch mit der Feststellung, dass der Nettoeffekt auf die quali-

tätsangepasste Lebenserwartung uneindeutig sei. Das liege daran, dass die

weitaus meisten Corona-Toten ohnehin nur noch eine niedrige Lebenser-

wartung hatten, die durch den Lockdown zu Tode gekommenen Menschen

dagegen nicht. In dieser bereinigten Berechnung stehen sich 4.886.214

bis 9.650.886 und 2.093.811 bis 8.858.444 qualitätsangepasste Lebensjahre

gegenüber.

Die Forschungslage ist offensichtlich nicht eindeutig. Diese Uneindeu-

tigkeit bringt jede Regierung in Schwierigkeiten, die darauf angewiesen ist,

einen durch Evidenzen bestätigten Zusammenhang zwischen ihren Maß-

nahmen und den Inzidenzen bzw. Sterberaten behaupten zu können. Zu-

mindest gehört das zum üblichen politischen Spiel, wenn auch die Daten

nicht das hergeben, was sich die Politik wünscht. Datengetriebene Politik

ohne sichere Evidenzen ist ein Widerspruch in sich selbst, der umso mehr

zumVertrauensverlust führt, je häufiger sich herausstellt, dass es keine Evi-

denz für die behaupteten Zusammenhänge zwischen politischen Maßnah-


